
11. M AI 1907 373

Ansicht, dass die gewünschte, principielle Zusicherung der moralischen und 
finanziellen Unterstützung des Projektes durch den Bund gerechtfertigt wäre.

Die Bemerkung in der Eingabe, dass die Kosten keineswegs bedeutend sein 
werden, ist allerdings mit Sorgfalt aufzunehmen. Um einen geeigneten ständigen 
Sekretär zu gewinnen und festzuhalten, wird eine beträchtliche Besoldung ausge­
setzt werden müssen; dazu kommen die Büreaukosten und die jeweiligen Ausga­
ben während dem ersten Vorbereitungsstadium einer Ausstellung für Reisen des 
Sekretärs etc. Wenn aber der Zweck der Organisation erreicht wird, so werden 
sich diese regelmässigen Aufwendungen rechtfertigen. Auch werden durch die 
vorbereitende Tätigkeit des Komitees und des Sekretärs, besonders durch die 
frühzeitige Organisierung der Anmeldungen, die Vorarbeiten des für grössere 
Ausstellungen mit offizieller Beteiligung einzusetzenden amtlichen Kommissa­
riats zweifelsohne wesentlich abgekürzt werden, was nicht nur für das Gelingen 
der Ausstellungen, sondern auch finanziell von Vorteil sein wird.

Gestützt auf diese Erwägungen beantragen wir:
Es sei auf die Eingabe zu erwidern, dass der Bundesrat unter dem Vorbehalt 

der Prüfung des von den Initiativverbänden vorzulegenden Organisationsentwur­
fes und Kostenvorschlages, sowie vorbehältlich der Zustimmung der Bundesver­
sammlung, zu der gewünschten moralischen und finanziellen Unterstützung des 
Projektes geneigt sei1.

1. In Abänderung dieses Antrages beschloss der Bundesrat am 16. April 1907, den Verbänden zu 
antworten: Der Bundesrat erkläre sich bereit, das von ihnen angeregte Projekt zu prüfen; er kann 
sich aber über die gewünschte moralische und finanzielle Unterstützung desselben erst ausspre­
chen, wenn von den Initiativverbänden ein Organisationsentwurf und Kostenvoranschlag vorgelegt 
worden ist.

Überdies muss die Frage Vorbehalten werden, ob nicht ein solches Sekretariat und eventuell ein 
permanentes Komitee von Amtes wegen einzurichten sei. Es wäre dem Bundesrat erwünscht, wenn 
sich die Initiativverbände auch über diese Frage gutachtlich äussern wollten (E 1004 1/228). In der 
Folge kam der Handels- und Industrieverein namens der ändern Initiativverbände dieser Aufforde­
rung nach, lehnte aber ein amtliches Komitee mit ständigem Sekretär ab. Vgl. Botschaft des 
Bundesrates an das Parlament vom 19. November 1907 in: BB1 1907, V, S. 56 ff. Mit Bundesbe­
schluss vom 9. April 1908 wurde die Subventionierung eines privatwirtschaftlichen Komitees mit 
ständigem Sekretär genehmigt (AS 1908, NF 24, S. 559 f).
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Der schweizerische Gesandte in Washington, L. Vogel, an den Bundespräsidenten 
und Vorsteher des Politischen Departementes, E. Müller

PB Washington, 11. Mai 1907

Der Staatssekretär der Vereinigten Staaten, Herr Root, hatte vor einigen 
Tagen die Freundlichkeit, mir den Text der Rede zu übergeben, die er am 
15. April an der nationalen Friedens-Conferenz in New York gehalten hat.
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W ährend dieser Conferenz sonst keine Bedeutung zukommt, so dass ich es auch 
nicht für nötig hielt, Ihnen darüber besonders zu berichten, bietet die Rede des 
Herrn Root insofern ein gewisses Interesse, als in ihr die Stellung der Regierung 
zu verschiedenen auf der Haager-Conferenz zu behandelnden Fragen auseinan­
dergesetzt wird. Ich beehre mich daher, sie Ihnen unter Kreuzband zu übersen­
den. Sie ist nach Inhalt und Stil sehr gediegen und liest sich gut, wie denn 
überhaupt die Reden des Staatssekretärs beim Lesen gewinnen. Es wird darin 
allerdings im Ganzen nur schon Bekanntes bestätigt. So erklärt H err Root zwar, 
die Regierung sei bereit, an der Haager-Conferenz auf eine Diskussion der 
Abrüstungsfrage einzugehen, betont aber zugleich, dass in dieser Frage das 
Einverständnis aller Mächte unbedingt erforderlich sei und dass die Vereinigten 
Staaten daran kein so grosses Interesse hätten, wie die europäischen Nationen. 
E r befürwortet ferner die Anerkennung der D rago-D oktrin1, die ihm, wie Sie 
wissen, besonders am Herzen liegt. Endlich führt er aus, die Vereinigten Staaten 
würden im Haag dafür eintreten, dass ein perm anenter Gerichtshof geschaffen 
werde, der aus speziell dafür ernannten und bezahlten Juristen bestehen soll. In 
Folge ihrer völlig unabhängigen Stellung würden solche Richter, so meint Herr 
R oot, nach rein juristischen Grundsätzen urteilen und allen nationalen, politi­
schen und diplomatischen Einflüssen fern stehen. Dann würde auch der Ge­
richtshof häufiger angerufen werden als jetzt.

Zu Gunsten eines so bestellten Weltgerichts erklärte sich auch Präsident 
Roosevelt in dem Brief, den er beim nämlichen Anlass an Herrn Carnegie 
richtete, und dessen W ortlaut ich Ihnen gleichfalls übermittle. Der Präsident 
versichert in diesem Briefe ferner, er sei zwar ein Anhänger des Friedens, stelle 
aber Rechtlichkeit (righteousness) und Ehre höher. Die Abrüstung sei daher 
nicht unter allen Umständen zu empfehlen. Jedenfalls könnten die Vereinigten 
Staaten ändern Nationen in dieser Richtung nichts vorschreiben. Diese Äusse­
rungen stiessen bei den Friedensfreunden auf heftigen Widerspruch und Carne­
gie erwiderte darauf ziemlich lebhaft. D er Präsident wiederholte aber seine 
Ansicht sowohl in Jamestown als auch in der Rede, die er am 2. Mai bei der 
Enthüllung des für General McClellan hier errichteten Denkmals hielt, und gab 
damit einen weiteren Beweis für die geringe Begeisterung, welche man hier der 
Abrüstungsidee entgegenbringt.

Die Friedens Conferenz war zu dem Zweck einberufen worden, das Interesse 
weiterer Kreise für die Friedensbestrebungen wachzurufen. Es wurden viele 
Reden gehalten und zum Schluss einige Resolutionen angenommen. Komischer­
weise arteten die zu Tage tretenden Meinungsverschiedenheiten zu Zeiten in 
Streitigkeiten aus, die den Frieden unter den Teilnehmern selbst ernstlich zu 
gefährden drohten. Man spricht sogar von zerschlagenem Mobiliar und die 
W itzblätter bemächtigten sich der guten Beute. Jedenfalls verlief die Conferenz 
ziemlich resultatlos.

1. Drago-Doktrin, 1902 vom argentinischen Aussenminister Luis M. Drago formuliert, richtet sich 
gegen gewaltsame Eintreibung von auswärtigen Schulden.
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